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LOB FÜR GEMEINSAMES SOZIALPAPIER DER KIRCHEN 

SPD-Landtagskandidat Peter Raske wünschte sich eine baldige 

Umsetzung des gemeinsamen Papiers des Rates der Evange-

lischen Kirche in Deutschland und der Deutschen Bischofs-

konferenz zur wirtschaftlichen und sozialen Lage in Deutsch-

land. Die Schrift hatte den Titel „Für eine Zukunft in Solida-

rität und Gerechtigkeit“. 

Mit ihrem gemeinsamen Wort hätten die Evangelische und 

Katholische Kirche wichtige Anstöße für die Diskussion um 

den Erhalt und die Reform der sozialen Sicherung geliefert. 

Dies betraf besonders ihre Kritik an der einseitigen Umver-

teilung des Mangels und der Schonung des Reichtums, wie es 

wörtlich im Kirchenpapier hieß. Die Sozialdemokraten sahen 

sich durch das Papier in ihrer Haltung bestätigt, dass die 

Finanzierung der sozialen Sicherung und gesamtgesellschaft-

licher Aufgaben nicht einseitig den Beitragszahlern aufge-

bürdet werden dürften. Das Kirchenpapier war ein eindeutiger 

und eindrucksvoller Appell an die soziale Verpflichtung des 

Staates und der Wirtschaft. 

Die Kirchen teilten die grundsätzliche Auffassung der Sozial-

demokraten, nach der ein Menschenrecht auf Arbeit ethisch 

begründet war. Arbeitslosigkeit war kein hinnehmbares 

Schicksal. Auch der Hinweis, dass notwendige Veränderungen 

und Anpassungen des Sozialstaates nicht in erster Linie den 

Geringverdienern, Arbeitslosen und Sozialhilfeempfängern 

zugemutet werden dürften, fand ungeteilte Zustimmung der 

SPD. Peter Raske begrüßte die Position der Kirchen, nach der 

sich die Grundstruktur der sozialen Sicherungssysteme in 

Deutschland bewährt hätte und deshalb erhalten werden müss-

te. Die SPD war sich deshalb auch einig mit den Kirchen, dass 

die Debatte über die Finanzierbarkeit des Staates nicht als 

finanzpolitische Spardebatte geführt werden dürfte, sondern sie 

wäre vor allem als Gestaltungsdebatte zu verstehen. 

Übereinstimmung herrschte auch, dass neue Beschäftigungs-

felder im Bereich der neuen Technologien sowie industrie-

naher und privater Dienstleistungen erschlossen werden sollten 

und die unternehmerische Initiative im Mittelstand und im 

Handwerk gefördert werden müsste. Teilzeitarbeit sollte geför-

dert, Überstunden abgebaut und geringfügige Beschäftigungs-

verhältnisse sozialversicherungspflichtig werden. Wichtig 

wäre die Förderung von lokalen Beschäftigungsinitiativen. Die 

Dominanz der Erwerbsarbeit müsste überwunden werden. 

Gerade im Emsland waren kirchennahe Einrichtungen wie z.B. 

der soziale Ökohof in Papenburg oder Arbeit und Weiterbil-

dung in Sögel hier richtungweisend. 

Die Politik könnte sich den ernsten Fragen der Kirchen an sie 

nicht entziehen. Gerade auch die Partei, die das C für christlich 

in ihrem Namen führte, müsste sich mit den Vorstellungen der 

Kirchen auseinandersetzen. Peter Raske forderte deshalb die 

CDU auf, zurückzukehren zur sozialstaatlichen Verpflichtung 

unseres Grundgesetzes statt den Rezepten radikaler Markt-

ideologen zu folgen: „Nicht der Sozialstaat ist zu teuer, 

sondern die Arbeitslosigkeit“. 
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KOALITIONSANTRAG ZUM ARBEITSMARKT IST EINGESTÄNDNIS 

VON RAT- UND TATENLOSIGKEIT 
Zu dem Antrag der Koalition ”Arbeit für alle - Neue Initiativen 

zur Beschäftigungsförderung” erklärte der Sozialpolitische 

Sprecher der SPD im Kreis Emsland Peter Raske: „Der Titel 

des neuen Koalitionsantrages klingt bombastisch, sein Inhalt 

aber ist erbärmlich. Die ”neuen” Initiativen sind tatsächlich ein 

alter Hut. Experten haben diese Vorschläge schon letztes Jahr 

auf einem Kongress der Regierungspartei fast ausschließlich 

verworfen. Die Koalition will vom Versagen der Bundesregie-

rung in der Beschäftigungs- und Arbeitsmarktpolitik ablenken. 

Sie sieht das Problem offensichtlich nicht in fehlenden Ar-

beitsplätzen sondern eher als von den Arbeitslosen selbst 

verschuldet an.“Der Koalitionsantrag bestand vor allem aus 

Appellen und Schuldzuweisungen an Arbeitsämter, Kommu-

nen und Tarifvertragsparteien.  

Die Kommunen waren mit acht Milliarden Mark Kosten der 

Arbeitslosigkeit belastet. Die Präsidentin des Deutschen 

Städtetages, Petra Roth (CDU), hatte die Pläne schon mehr-

mals zurückgewiesen. Ein Ablenkungsmanöver von der 

Ausbildungsplatzmisere war auch das Angebot an billigen 

Praktikantenplätzen. Zusätzliche Dienstleistungsarbeitsplätze 

waren wünschenswert, aber nicht in erster Linie eine Frage der 

Sozialhilferegelungen. Peter Raske fragte, wo zum Beispiel die 

Auseinandersetzung mit dem SPD-Antrag für Dienstleistungs-

Agenturen und Dienstleistungsschecks bliebe? Dadurch wür-

den Haushaltsdienstleistungen gefördert. Nach seiner Meinung 

gingen Prämien für Arbeitsvermittlungen ins Leere solange 

dauernd Arbeitsplätze abgebaut würden. In den letzten zwei 

Jahren war die Zahl der Arbeitsplätze um 864.000 zurück-

gegangen, die Zahl der Arbeitslosen um 730.000 gestiegen. 

Die Kosten der Arbeitslosigkeit betrugen 175 Milliarden Mark. 
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